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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung setzt sich mi t dem Modell einer qualif i-
zierten Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei der Wirtschaftsführung 
privater Unternehmen auf der Ebene des geltenden Verfassungsrechtes 
auseinander. Dieses schützt — wie sich zeigen w i rd — die Freiheit der 
Unternehmensführung  auf der Basis eigentümerischer Kapitaldisposi-
t ion und Verantwortlichkeit sowie der freien gesellschaftsrechtlichen Or-
ganisation dieses Tatbestandes im Rahmen einer, durch die Koalitions-
freiheit  typisch strukturierten, Verbandsordnung der Privatwirtschaft. 
Diese Rechtspositionen mögen im Lichte der qualifizierten Mitbestim-
mung als Zielvorstellung einer Umgestaltung der Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung überholt und sinnlos erscheinen. Aber auch in dieser 
Sicht bleibt einer rechtswissenschaftlichen Untersuchung — die diesen 
Namen verdient — nur die Möglichkeit, die einer politischen Zielvor-
stellung entgegenstehenden Rechtsschranken in besonders klarer und 
kompromißloser Weise aufzuzeigen, um den Weg ihrer rechtlichen Ände-
rung zu beschreiten. 

Wenn daher im folgenden die Unvereinbarkeit einer qualifizierten 
Mitbestimmung mi t dem geltenden Verfassungsrecht  der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich festgestellt wird, so scheint 
dieses Ergebnis gerade für die Befürworter  einer qualifizierten Mitbe-
stimmung von besonderer Bedeutung: Es zeigt sich, daß dieses Modell 
einer konsequenten Umgestaltung der Wirtschafts- und Sozialordnung 
auch rechtlich in anderen Tiefen verankert werden müßte, als gewöhn-
lich angenommen wird, soll es jene freistaatlich-demokratische  Wirkung 
entfalten, die ihm vorschwebt, und nicht in den unseligen Prozeß einer 
parakonstitutionellen Aushöhlung des Verfassungsrechtes  geraten, die 
dieses, aber auch die qualifizierte Mitbestimmung nicht ohne Schaden 
überstehen könnte. 

Erst nach Abschluß des vorliegenden Buches erschien die bisher tief-
gründigste verfassungsrechtliche  Gesamtuntersuchung zum Problem-
kreis von G. Schwertfeger,  Unternehmerische Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer und Grundgesetz, 1972, so daß eine Auseinandersetzung mi t die-
sem Werk — welche wegen der abweichenden Methodik und den anders-
lautenden rechtlichen Beurteilungen besonders notwendig und reizvoll 
gewesen wäre — hier unterbleiben mußte. 
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I . Begriffliche  und methodologische Vorfragen 

1. Die qualifizierte Mitbestimmung 
als konkrete politische Zielvorstellung 

a) D ie Frage einer Repräsentat ion der Arbe i tnehmer in te ressen i m Be-
t r ieb, be i der Un te rnehmens füh rung  u n d i n überbet r ieb l i chen Selbstver-
wa l tungse in r i ch tungen der p r i v a t e n 1 Wi r t scha f t  ( „ M i t b e s t i m m u n g " i m 
we i te ren Sinne) beschäft igte schon das vor ige J a h r h u n d e r t 1 0 . I m fo lgen-
den w i r d der Beg r i f f  „ M i t b e s t i m m u n g " jedoch enger vers tanden u n d n u r 
auf die M i t w i r k u n g bei  der  Wirtschaftsführung  von Unternehmen  ve r -
standen2 . 

b) Wesent l ich f ü r die h ier verwendete Begr i f f sb i l dung  is t ferner, daß 
d i e M i t w i r k u n g s b e f u g t e n i h r e gesetzl ich gewähr le is te te Befugnis n ich t aus 
e inem pr iva t rech t l i chen A u f t r a g oder e inem gesellschaftsrechtlichen  O r -
ganschaftsverhäl tn is ablei ten, sondern aus einer bes t immten soziologi-
schen S te l l ung i m oder z u m Un te rnehmen 3 , die i n der Regel un te r dem 

1 Die nachfolgende Untersuchung beschäftigt sich nicht m i t der Mitbest im-
mung im öffentlichen  Dienst oder öffentlichen  Versorgungsunternehmen. Der 
Ausdruck „Unternehmen"  ist daher im folgenden stets in dieser eingeschränk-
ten Bedeutung zu verstehen. 

l a Siehe dazu die Nachweise bei W.  Weddigen,  A r t i ke l „Mitbest immung" in : 
HDSW 7 (1961), S. 357 ff.,  insbes. S. 369 f. 

2 Darunter fäl l t die sog. „soziale "  Mitbestimmung, d. h. die M i tw i r kung der 
Arbeitnehmerschaft  bei der Festlegung von Arbeitsbedingungen nicht;  diese 
betr i f f t vorzugsweise den Betrieb und nicht das Unternehmen und hat einen 
anderen Gegenstandsbereich als die wirtschaftliche Mitbestimmung. Daher ist 
auch die Verfassungsproblematik  der sozialen Mitbest immung grundsätzlich 
anders zu beurteilen als die der wirtschaftlichen, wenngleich sie von dieser nicht 
isoliert betrachtet werden darf.  So zutreffend:  E. R. Huber , Grundgesetz und 
wirtschaftl iche Mitbestimmung, 1970, S. 12 f. Undifferenziert,  aber immerhin 
auf das „Unternehmen" abstellend: Bericht der von der Bundesregierung ein-
gesetzten Mitbestimmungskommission, BT-Drucksache VI/334 (im folgenden als 
„Mitbestimmungsbericht "  zit iert); ähnlich: Kunze-Christmann,  Wirtschaftliche 
Mitbest immung im Meinungsstreit, Bd. I (1964), S. 20 ff.;  Köhler,  Betrieb und 
Unternehmen i n wirtschaftsverfassungsrechtlicher  Sicht, in : JZ 1953, S. 713 ff. 
weist zurecht darauf hin, daß sich mi t dem Abstellen auf die Unternehmens-
führung  schon begriffsmäßig  die M i tw i r kung an der ökonomischen Planungs-
und Entscheidungsgewalt und damit die „wirtschaftliche "  Mitbest immung im 
hier verstandenen Sinne ergibt. Ähnl ich: von Plessen,  Qualifizierte Mitbest im-
mung und Eigentumsgarantie, 1969, S. 20 ff. 

3 Ausdrücklich so z. B. Mitbestimmungsbericht,  S. 58 ff.,  insbes. S. 64 f., der 
vom „sozialen Verband Unternehmen" ausgeht, dem die Arbeitnehmer ange-
hören, woraus sich die Mitbestimmungsforderungen für das Unternehmen (als 
Rechtseinheit) ableiten ließen. 



12 I . Begriffl iche  und methodologische Vorfragen 

„Modell der Wirtschaftsdemokratie"  gesehen wird 4 . A m häufigsten w i rd 
hiebei auf die Qualität als Arbeitnehmer abgestellt, je nach den Modell-
vorstellungen können aber auch Vertreter des „öffentlichen  Interesses", 
von Arbeitnehmervereinigungen außerhalb des Unternehmens und Re-
präsentanten anderer Gruppen (z. B. Konsumenten) an der Wirtschafts-
führung mitentscheidend beteiligt werden. 

c) Wirtschaftliche Mitbestimmung in diesem Sinne kann verschieden 
intensiv  konstruiert werden. Die nicht-eigentümerische Komponente 
kann — in verschiedenen Organisationsformen — als Minderheitsreprä-
sentation5 oder als paritätische Vertretung oder gar mi t Möglichkeit der 
Überstimmung der Eigentümerseite6 organisiert werden. Schließlich sind 
auch Modelle entwickelt worden, die ein geringfügiges numerisches Über-
gewicht der Eigentümerseite organisatorisch derart zu „kompensieren" 
trachten, daß funktionell eine A r t Parität hergestellt wi rd 7 . 

Im Lichte der verfassungsmäßigen Garantien des privatwirtschaftl i-
chen Unternehmensrechtes ist die Intensität  der Mitbestimmungsbefug-
nisse ausschlaggebend für die rechtliche Beurteilung des Modells. 

Entscheidend ist dabei, ob die selbständige  wirtschaftliche  Verfügung 
der privat-(gesellschafts)rechtlich  Verfügungsberechtigten  im Konfl ikts-
falle mi t anderen Verfügungsberechtigten  noch möglich bleibt oder nicht. 
Al le jene Modelle, die nicht einmal die Möglichkeit eines solchen „Stich-
entscheides" wahren, seien im folgenden unter dem Begriff  „qualifizierte 
Mitbestimmung"  zusammengefaßt8. 

4 Siehe die grundlegenden Ausführungen von: H. G. Schachtschabel,  Die M i t -
bestimmung der Arbeitnehmer in der Wirtschaftsführung  der Unternehmen auf 
betrieblicher Ebene i n der Auffassung  der Gewerkschaften und der Arbe i t -
geberverbände, in : Zur Theorie und Praxis der Mitbestimmung, I I . Bd. 1964, 
S. 14 ff.  und die dort angeführten zahlreichen Hinweise. 

5 Vgl. z. B. die §§ 76 und 77a des Betriebsverfassungsgesetzes  1952 BGBl. I 
S. 681, i. d. Fassung des EG. Akt .G von 1965, BGBl. I , S. 1185, ausdrücklich auf-
rechterhalten durch § 129 des Betriebsverfassungsgesetzes  vom 15. 1. 1972, 
BGBl. I , S. 13. 

* So i m wesentlichen nach dem Model l der Montanmitbestimmung,  vgl. das 
Ges. v. 21. 5. 1951, BGBl. I , S. 347, m i t den beiden Ergänzungsgesetzen v. 17. 8. 
1956, BGBl. I , S. 707 und 27.4.1967, BGBl. I , S. 505. 

7 Siehe Mitbestimmungsbericht,  S. 96 ff.  und dazu die einschlägigen Analysen 
bei: F.  Böhm und G. Briefs  (Herausgeber), Mitbest immung — Ordnungselement 
oder politischer Kompromiß, 1971; E. Heuss,  Einige kritische Überlegungen zum 
Sachverständigengutachten über die Mitbest immung i n der Unternehmung, 
Ordo 1970, S. 193 ff.;  Wilgerodt,  ebenda, S. 217 ff.;  Hartmann,  Mitbest immung im 
Unternehmen, Z. f. Rechtspolitik, 1970, S. 85 ff. 

8 Denselben Begrif f  verwenden: der Mitbestimmungsbericht;  BVerfGE 25, 
371 ff.  (laufend, insbes. S. 407); v.  Plessen,  a.a.O., u. a.; andere Autoren wie E. R. 
Hub er,  Grundgesetz, verwenden für denselben Tatbestand den Ausdruck 
„erweiterte  wirtschaftliche  Mitbestimmung";  der häufig synonym verwendete 
Ausdruck „paritätisiche  Mitbestimmung"  ist i n mehrfacher  Hinsicht unpräzise 
und begünstigt eine terminologische Verschleierung oder Vorwegnahme analy-
tisch zu ermittelnder Sachverhaltselemente der damit bezeichneten Modelle. 



1. Mitbest immung als politische Zielvorstellung 13 

D ie da run te r subsumier ten K o n s t r u k t i o n e n re ichen v o n M e h r -
he i tsmodel len der Arbe i tnehmerse i te über die echte par i tät ische M i t b e -
s t i m m u n g u n d den verschiedenen „D re i -Bänke -Mode l l en " bis zu f o rma -
l en Mehrhe i t smode l len der E igentümerse i te m i t f unk t i one l l e r „ K o m p e n -
sat ion" der E igen tümers te l lung 9 . 

d) Qua l i f i z ie r te M i t b e s t i m m u n g k a n n organisatorisch  i n verschiedener 
Weise v e r w i r k l i c h t werden . A m geläuf igsten s ind gesellschaftsrechtl iche 
Model le , welche gesellschaftsleitende Organe (insbes. Aufs ich ts ra t  u n d 
Vo rs tand der A . G.) i n i h re r Zusammensetzung oder F u n k t i o n ve rändern 
wo l l en . Sie k n ü p f e n durchwegs an die Organ isat ionsformen der M o n t a n -
M i t b e s t i m m u n g an u n d suchen diese auf die Gesamtwi r tschaf t  auszudeh-
nen oder i nha l t l i ch we i t e r zu en tw icke ln 1 0 . 

Daneben f i nden sich auch Pro jek te , die m i t H i l f e so veränder te r gesel l-
schaftsrechtl icher  Organ isa t ion auch Personalgesel lschaften u n d E inze l -
un te rnehmer i n eine M i t b e s t i m m u n g k o n s t r u k t i o n einbeziehen w o l l e n 1 1 . 

Schl ießl ich g ib t es eine Gruppe v o n Mode l len , welche die w i r t scha f t -
l iche M i t b e s t i m m u n g i n qua l i f i z ier ter  F o r m durch Ve rände rung der O r -
gan isat ion u n d F u n k t i o n des Betriebsverfassungsrechtes  zu erreichen 
t rach ten 1 2 . Diese Mode l le oper ieren m i t e inem veränder ten W i r k u n g s -

9 Siehe zunächst die vom Deutschen Industr ieinst i tut herausgegebene „ B i -
bliographie zur Mitbest immung und Betriebsverfassung",  bearbeitet von A. 
Hockstein-Rasch  u. a. zuletzt 1963; und: G. Leminsky,  Die Mitbestimmungsdis-
kussion i n der neueren Li teratur, in : WWI-Mit te i lungen, Heft 10/1964, S. 213 ff.; 
ferner  die Hinweise bei: Pothoff-Blume-Duvernell,  Zwischenbilanz der M i t -
bestimmung, 1962; G. Erdmann , Wirtschaftsdemokratie  und Mitbestimmung, 
ihre rechts- und staatspolitische Problematik, 1964; die Zeitschrift  „Das M i t -
bestimmungsgespräch"; Mitbest immung i n der Diskussion, Bd. I und I I , hrsg. 
vom Deutschen Industrieinsti tut, 1965 f.; Unternehmensverfassung  als gesell-
schaftspolitische Forderung, ein Bericht, erstattet von Boettcher,  Hax,  Kimse, 
v . Nell-Breuning,  Ortlieb  und Preller , 1968; v.  Nell-Breuning,  Mitbestimmung, 
1968; „Mitbest immungReferate  und Diskussionen auf der Tagung der katho-
lischen Sozial Wissenschaftler vom 17.- 19. 2. 1968 i n Mönchengladbach, hrsg. 
von A. Rauscher, 1968; „Mitbest immungSchr i f tenre ihe  des Vereins fü r w i r t -
schaftliche und soziale Fragen e. V., Stuttgart, Bd. I , 1968, hrsg. von G. Briefs ; 
CDU und Mitbestimmung,  Der Weg zur Mitbestimmungsformel der CDU auf 
dem Parteitag, hrsg. von H. E. Jahn, 1969; Schwerdtfeger,  Unternehmerische 
Mitbest immung und Grundgesetz, 1972 (mit umfassenden weiteren Hinweisen). 

1 0 So z. B. der „Entwur f eines Gesetzes über die Unternehmensverfassung  i n 
Großunternehmen und Konzernen" (Antrag der SPD-Fraktion), BT-Drucksache 
V/3657, aber auch der Mitbestimmungsbericht,  S. 96 ff., u. v. a. 

1 1 Vgl. E . R. Huber,  Grundgesetz, S. 15; der Mitbestimmungsbericht  lehnt 
diese Möglichkeit aus verfassungsdogmatisch eher inkonsequenten Erwägun-
gen ab. 

1 2 Das Betriebsverfassungsrecht  dient ganz deutlich als Ansatzstelle einer 
qualifizierten Mitbest immung in den Entwürfen v. 16.12.1968 (Antrag der SPD-
Fraktion), BT-Drucksache V/3658 und v. 1.10.1970 (Entwurf des Bundesarbeits-
ministeriums) ; die schließlich vom BT beschlossene Fassung (BGBl. I 1972, 
S. 13) hat diese Tendenzen abgeschwächt, erweckt aber noch immer in einzelnen 


